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Protokoll


der 17. Sitzung des Schul-, Kultur- und Sportausschusses


am 10. 02.1999 in Köthen





Beginn:		10.05 Uhr


Ende:			12.30 Uhr





Anwesend:





Mitglieder:


Frau Cassuhn, Wolmirstedt


Herr Erben, Burg,


Herr Gurke, Ballenstedt


Herr Heinrich Wernigerode


Herr Hübner, Merseburg


Herr von Staden, Stendal,


Herr Zander, Köthen,





Stellv. Mitglieder:


Herr Koller, Bernburg,


Herr Michaelis, Eisleben


Frau Schneider, Zeitz


Herr Dr. Schubert, Wittenberg,





als Gäste:


Herr Lambrecht, Dessau


Frau Mehlhose, Eisleben,


Herr Rohn, Sport- u. Bäderamt der Stadt Magdeburg,














von der Landesgeschäftsstelle:


Herr Erster Beigeordneter Leindecker,


Frau Laumann (Protokoll)





Tagesordnung:





Begrüßung und Feststellung der Tagesordnung 


Genehmigung der Niederschrift der 16. Sitzung


Kinderbetreuungsgesetz�a) abschließender Bericht zur Konnexitätsklage�b) Sachstandsbericht zur Novellierung des KiBeG


Interkommunaler Kosten- und Leistungsvergleich der Kulturbereiche�hier: Sachstandsbericht


Interessengemeinschaft Sport�hier: Sachstandsbericht der Landesgeschäftsstelle


Gastschulbeiträge


Verschiedenes








Zu TOP 1 - Begrüßung und Feststellung der Tagesordnung





Der Ausschußvorsitzende, Herr Gurke, begrüßte die Anwesenden und dankte der Stadt Köthen für die Möglichkeit der Durchführung der Ausschußsitzung. Herr Leindecker stellte die neu berufenen Mitglieder des Ausschusses, Herrn Erben, Burg, und Frau Schneider, Zeitz, vor. 





Herr Zander führte kurz über örtliche Gegebenheiten der Stadt Köthen aus. 





Herr Leindecker weist darauf hin, daß es nötig ist, einen stellv. Ausschußvorsitzenden neu zu wählen. Der Vorschlag, den der Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt im Vorbericht angesprochen hatte, wurde vom Ausschuß angenommen, und Herr Erben, Burg, wurde ohne Gegenstimme mit einer Stimmenthaltung zum stellvertretenden Ausschußvorsitzenden benannt.





Zu TOP 2 - Genehmigung der Niederschrift der 16. Sitzung





Die Niederschrift der 16. Sitzung wurde einstimmig angenommen.





Auf Anfrage der Interessengemeinschaft Sport wurde der Tagesordnungspunkt 5 vorgezogen. 





Zu TOP 5 - Interessengemeinschaft Sport





Der Ausschuß begrüßte Herrn Rohn als Vertreter der Interessengemeinschaft Sport zur Ausschußsitzung 





Herr Rohn stellte Inhalte, Aufgaben und Ziele der Interessengemeinschaft Sport vor und begrüßte es sehr, daß er oder Herr Amtsleiter Ulrich, Halle, als Gast an den Ausschußsitzungen teilnehmen könnten. Die Interessengemeinschaft Sport sei in Anlehnung der Vereinigung Deutscher Sportämter auf Bundesebene für das Land Sachsen-Anhalt gegründet worden. Die Interessengemeinschaft werde voraussichtlich zweimal jährlich tagen und soll sich u.a. mit Fragen der Sportförderung, Probleme der Antragstellung und Finanzierung von Sportstätten beschäftigen.





In diesem Zusammenhang wurde die Initiative der Bundesregierung zum Goldenen Plan Ost von Herrn Leindecker vorgestellt. Er bat den Ausschuß um Diskussion, in welcher Form die zusätzlichen Mittel der Bundesregierung zu verteilen seien. Herr Rohn konnte in diesem Zusammenhang keine konkreten Zahlen über die Höhe der Bundeszuwendungen für die neuen Länder zur Sportstättenförderung nennen. Er konnte nur die in den Medien aufgegriffene Größenordnung  von 100 Mio. DM bestätigen. Zudem stelle sich die Frage, so Herr Rohn, inwieweit die ausgereichten Bundesmittel an Komplementärfinanzierung durch die Städte und Gemeinden oder die Landkreise gebunden seien. Seines Erachtens sollten die zusätzlichen Mittel bei Eigenmitteleinsatz über die Regierungspräsidien verteilt werden. Die zur Verfügungstellung der Fördermittel ohne Eigenmittel solle entsprechend des Einwohnerschlüssels mit Nachweis erfolgen.





Herr Erben stellte die Aufteilung der zusätzlichen Bundesmittel über die RP`s in Frage, da diese unterschiedlich groß seien und eine Drittelung der Mittel nicht wünschenswert wäre. 





Herr Leindecker führte aus, daß eine Verteilung über die RP`s ggf. mittels der Einwohnerzahlen vorgenommen werden könne. 





Herr Zander sagte, daß zusätzliche Bundesmittel unter Maßgabe an die Länder gegeben werden müsse, diese tatsächlich als zusätzliche Mittel auszuweisen und nicht die eigenen Förderansätze zu kürzen. Des weiteren sprach er sich dafür aus, mit den zusätzlichen Mitteln zunächst verschiedene kleine Projekte anzuschieben, statt Großprojekte zu fördern.





Frau Cassuhn beschrieb die Situation der Stadt Wolmirstedt. Die Stadt habe keine Eigenmittel zur Komplementärfinanzierung von Sportstätten und somit solle ihres Erachtens mit den zusätzlichen Fördermittel der Landesanteil an der Gesamtförderung aufgestockt werden. 





Herr von Staden führte aus, daß s.E. die Städte und Gemeinden zu hohen Eigenanteilen bei der Fördermittelvergabe verpflichtet werden sollten, um in der Verwaltung und im Rat zu prüfen, in welchem Umfang die Sportstätten erhalten und saniert werden sollten. 





Herr Rohn zeigte auf, daß s.E. mit den zusätzlichen Fördermitteln ausschließlich der Freizeit- und Breitensport gefördert werden müsse. Des weiteren informierte er den Ausschuß, daß ca 200 Mio.DM an Fördermitteln in vergangenen Jahren nicht genutzt wurden, weil Kommunen die Mittel für die Komplementärfinanzierung nicht aufbringen konnten. Eine Förderung des Leistungsportes sollte s.E. mit den zusätzlichen Fördermitteln nicht angestrebt werden. Daher hält er eine tiefergreifendere Prüfung der Ausgabe der Fördermittel für zwingend notwendig. 





Herr von Staden teilte mit, daß s.E. die Steuerungsfunktion der RP`s zur Vergabe der Fördermittel mangelhaft sei. Herr Zander führte aus, daß die Kommunen selbst die Prioritäten setzen müßten, welche Projekte gefördert werden. 





Der Ausschuß verständigte sich darüber, daß eine Festlegung, welche Möglichkeit zur Verteilung der zusätzlichen Bundesmittel die günstigste sei, nicht getroffen werden könne. Für alle Möglichkeiten, dies zeigte die Diskussion, gibt es ein Für und Wider, was letztendlich durch die regional unterschiedlichen Gegebenheiten entschieden werde.





Einstimmig sprach sich der Ausschuß für die Ausreichung zusätzlicher Fördermittel der Bundesregierung für die Sportförderung aus. Ein geeigneter Fördermittelabfluß könne später gefunden werden.





Zu TOP 2 - Kinderbetreuungsgesetz �a) abschließender Bericht zur Konnexitätsklage


b) Sachstandsbericht zur Novellierung des KiBeG





Herr Leindecker informierte den Ausschuß über die Ergebnisse der Verhandlungen und des Urteils vor dem Landesverfassungsgericht. Es bestehe mit dem Urteil die Gefahr, daß sich künftig Bund und Länder ständig der Übertragung von Finanzen auf die kommunale Ebene bediene. Die Bundesebene der kommunalen Spitzenverbände (Deutscher Landkreistag, Deutscher Städtetag und Deutscher Städte- und Gemeindebund) wollten sich der Angelegenheit annehmen und gegen diese Tendenz vorgehen. 





Der § 12 Abs. 2 KiBeG, dessen Ergebnis vor Gericht als unsicher galt, wurde positiv entschieden, dagegen § 17 Abs. 5 KiBeG, der nach Auffassung des SGSA und der Gutachter gute Aussicht auf Erfolg hatte, wurde vom Landesverfassungsgericht als verfassungsgemäß angesehen.





Der SGSA habe bei den Verhandlungen zur Finanzierung des KiBeG mit dem Landkreistag den Vorschlag unterbreitet, daß die Landkreise sich nicht mehr an den Kosten zur Kinderbetreuung beteiligen und dadurch die kreislichen Umlagen sinken. Der Landkreistag habe nach durchgeführten Berechnungen wohl gemerkt, daß insgesamt bei Nichtbeteiligung an den Kinderbetreuungsplätzen und entsprechenden Senkungen der Kreisumlagen der kreisliche Haushalt weit zurückgehen werde und sich demnach gegen den Wegfall der Mitfinanzierung am KiBeG und die Absenkung der Kreisumlage ausgesprochen.





Herr Leindecker führte weiter aus, daß sich in den alten Bundesländern in der Regel die Landkreise nicht an den Kosten der Kinderbetreuung beteiligen würden. Der Landkreis übe dort nur die Funktion der Zuweisung der Kinderbetreuungsplätze auf die Städte und Gemeinden aus.





Des weiteren informierte Herr Leindecker den Ausschuß, daß der SGSA eine Kommentierung zu § 17 nach dem Landtagsbeschluß plane. Er wies den Ausschuß darauf hin, daß s.E. es zwingend notwendig sei, im Jahre 1999 konsequent das Personal - soweit durch Tarifvereinbarungen möglich - anzupassen, um in den kommenden Jahren bei sinkenden Zuwen-�dungen des Landes einen bereinigten Personalschlüssel zu haben.





Die Städte und Gemeinden, die Horterzieherinnen übernommen haben, werden erhebliche Probleme erhalten. Es muß damit gerechnet werden, daß ca. 1000 Hortnerinnen beim Land zu viel angestellt sind. Der SGSA  strebe an, so Herr Leindecker, daß für Städte, die Hortnerinnen übernommen haben, eine Sonderregelung geschaffen werde. 





Herr Erben berichtete über Gespräche mit dem Kultusministerium, Herrn Dr. Küster. Es sei ein neuer Trend beim neuen Kultusminister in Sachen der Entscheidung der Horte abzusehen. Es werde, so Herr Erben, wohl sehr stark zu Ganztagsschulen tendiert mit anschließender Betreuung und geringerem oder ohne Hortbeitrag. Die Horte sollten dann, wie bisher an den Schulen verbleiben.





Herr Heinrich führte aus, daß die Kommunen sich an den Ganztagsschulen in Form des nichtpädagogischen Personals wie z.B. die Sozialarbeiter beteiligen sollen. Diese Tendenz sei in Wernigerode bereits erkennbar.





Herr Erben teilte diese Meinung nicht, weil s.E. eine Mitfinanzierung z.B. bei den freien Trägern durch die Kommunen sowieso erfolgen müsse.








Herr Heinrich führte aus, die Hortbeiträge für Horte an Schulen belaufen sich in Wernigerode auf derzeitig 82 DM, eine Hortbetreuung in den KiTA`s koste den Eltern 130 DM.





Herr Erben informierte den Ausschuß über ein Gespräch mit dem Kommunalen Arbeitgeberverband. Die Tarifverträge nach § 15 BAT-O sind über den 30.6. 2000 verlängerbar. Nach § 3 BAT-O sei ein Neuabschluß möglich. Die Einschränkungen belaufen sich darauf, daß die Kündigung nicht mehr während des Zeitraums des Vertrages möglich sei, wie dies nach § 15 c BAT-O möglich war. Der KAV strebe eine minimale Arbeitszeit von 30 Stunden an.





Herr Leindecker informierte über ein Gespräch mit der ÖTV zu den Problemen des Personals. Er habe vorgeschlagen, zusammen mit dem Land, Gewerkschaften und den Kommunalen Arbeitgebern einen sogenannten Fonds zu bilden, aus dem Altersruheregelungen für Erzieherinnen zwischen 55 und 60 Jahren finanziert werden sollten, um den kommunalen Arbeitgebern eine Anpassung des Personals sozialverträglich zu ermöglichen. Die ÖTV habe die Bildung unter der Maßgabe, daß die PDS das Gesetz so beeinflussen werde, daß dies nicht notwendig sei, abgelehnt.





Herr Erben führte aus, daß s.E. nur mit erhöhten Abfindungen der Personalbestand bereinigt werden könne. Des weiteren informierte er, daß die Stadt Burg an das Sozialministerium herangetreten sei mit der Initiative, den Erzieherinnen Umschulungsmaßnahmen anbieten zu können. Das Sozialministerium habe auf diese Initiative nicht reagiert.





Frau Cassuhn fragte die Anwesenden nach Erfahrungen hinsichtlich der Kündigungen zur Personalbereinigung. Herr Erben führte aus, daß s.E. eine unternehmerische Entscheidung des Stadtrates im Stellenplan getroffen werden müsse. Nach Aussagen des Kommunalem Arbeitgeberverbandes und der Rechtsprechung können die Arbeitsgerichte diese Entscheidung nicht ablehnen. 





Frau Schneider meinte, daß die Stadt Zeitz Abfindungen ca. in Höhe von 400 000 DM zuzüglich 2 Monatsgehälter für den Haushalt für 1999 einstellen müsse, weil entsprechend des neuen Kinderbetreuungsgesetzes Erzieher entlassen werden müßten und aufgrund der Kündigungsfristen eine frühere Entlassung nicht möglich sei. Sie führte aus, daß bis 31.3.1999 es der Stadt nicht möglich sein werde, die Kündigung auszusprechen, so daß die finanziellen Aufwendungen der Stadt Zeitz steigen werden.





Herr Heinrich fragte an, wie das Landesjugendamt den Schlüssel der sogenannten 10-Stunden-regelung deute. Er befürchte eine andere Auslegung als dies das Sozialministerium womöglich beabsichtigt habe. Herr Leindecker sagte dem Ausschuß zu, dies auch noch einmal mit dem Landkreistag absprechen zu wollen.








Zu TOP 4 - Interkommunaler Kosten- und Leistungsvergleich der Kulturbereiche


hier: Sachstandsbericht





Der Ausschuß diskutierte über die Teilnahme am Kosten- und Leistungsvergleich und die Städte führten aus, warum sie am Leistungsvergleich nicht teilnehmen.


Herr von Staden teilte mit, daß in der Verwaltung generell geprüft würde, inwieweit Theater oder andere kulturelle Einrichtungen am Vergleich teilnehmen sollten. Es wurden dabei Probleme genereller Art festgestellt, so daß Stendal nicht am Leistungsvergleich teilnehmen werde.








Zu TOP 6 - Gastschulbeiträge





Herr Leindecker führte in das Thema ein und berichtete, daß der Städte- und Gemeindebund sich für die Beibehaltung der Gastschulbeitragsverordnung im Interesse der Kreisfreien Städte ausgesprochen habe. Bei den Kreisfreien Städten ist die aufnehmende Anzahl der Schüler wesentlich höher als die Anzahl der abgebenden Schüler. Es werden bei Abschaffung der Gastschulbeiträge erhebliche Defizite bei den Kreisfreien Städten entstehen, die bei der derzeitigen Finanzlage der Städte und Gemeinden nicht vertretbar seien.





Zu TOP 7 - Verschiedenes





Der Termin der 18. Ausschußsitzung wurde, da viele Ausschußmitglieder auch an der Kulturdezernentenkonferenz teilnehmen, auf den 22. April 1999, 10 Uhr, in Stendal, festgelegt.





Des weiteren wurde als Termin für die 19. Ausschußsitzung der 22. September 1999, 10 Uhr, in Bernburg, vorgemerkt.

















gez. Gurke				gez. Leindecker		     gez. Laumann


Ausschußvorsitzender			Erster Beigeordneter		     (Protokoll)
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